
Bei der Politik geht es den mei-
sten Menschen heute sicher da-
rum, sich mit aktuellen Tages-
fragen zu beschäftigen. Die Ge-
schichte früherer Wahlen – au-
ßer der letzten – erscheint da
kaum noch interessant. Den-
noch kann man dabei einen
Überblick über das Große, Gan-
ze im kleinen Rahmen, in einer
einzelnen Stadt zu Beispiel, ge-
winnen. Im Folgenden soll es
vor allem darum gehen, ein Be-
wusstsein dafür zu vermitteln,
wie sich die jeweilige „große
Politik“ auf der lokalen Ebene
in Zahlen widerspiegelte, und
zu zeigen, dass es dabei in
unterschiedlichen Phasen der
Geschichte Übereinstimmun-
gen, aber durchaus auch Be-
sonderheiten festzustellen gibt.
Nebenbei wird dies auch ein
bisschen zur politischen Stadt-
geschichte des 19. und 20. Jahr-
hunderts im Miniaturformat.

Aktuelle Wahlforschung, um
noch einen Satz lang bei der Ta-
gespolitik zu bleiben, verwirrt
uns Zeitgenossen manchmal
mit Daten und Prognosen, mit
Auswertungen über Stimmen-
gewinne und –verluste und zu-
dem den irgendwie immer glei-
chen und vorhersehbaren State-
ments von Gewinnern und Ver-
lierern. Historische Wahlfor-

schung hat es einerseits leich-
ter: Wir wissen, was danach ge-
schah. Andererseits haben wir
Gegenwärtigen es sicherlich
auch nicht so leicht damit, weil
wir uns die jeweiligen histori-
schen Zusammenhänge und Be-
deutungen bis hin zu den Iden-
titäten der jeweils zu wählenden
Parteien und Personen ver-
gegenwärtigen müssen.

Beginnen wir aber damit, uns
etwas über die Rechtfertigung
historischer Wahlforschung klar
zu machen. Der Historiker Ger-
hard A. Ritter bemerkte dazu:
„Auf Wahlentscheidungen wir-
ken materielle und ideelle Moti-
ve, sozialpsychologisch zu er-
klärende Präferenzen und Ab-
neigungen, Einflüsse des sozio-
kulturellen Milieus, das Image
und die Propaganda von Kandi-
daten und Parteien neben der
mehr oder minder rationalen
Auseinandersetzung mit kon-
troversen Fragen des Wahl-
kampfes in einer von Fall zu
Fall ganz unterschiedlichen Zu-
sammensetzung ein.“ Kurz ge-
sagt: Mit den in Wahlergebnis-
sen präsentierten Zahlen hängt
das ganze Spektrum sozialer,
wirtschaftlicher und kultureller
Gegebenheiten zusammen. In-
sofern könnte man sich durch-
aus sehr lange mit der Analyse

einzelner Wahlen oder einer be-
stimmten Gruppe von Wahlen
auseinandersetzen. Das kann
hier aber keinesfalls geschehen.
Stattdessen soll hier der Blick
auf die Entwicklung der politi-
schen Milieus in Lüdenscheid
konzentriert werden. Dabei
werden die Landtagswahlen
und die Kommunalwahlen zum
Teil aus sachlichen Erwägun-
gen, vor allem aber aus Platz-
mangel fast vollkommen ausge-
klammert.

Seit wann kann man überhaupt
von politischen Wahlen im mo-
dernen Sinne sprechen? Dazu
ist zunächst festzustellen, dass
die ersten Wahlen in Lüden-
scheid um die Mitte des 19.
Jahrhunderts noch nicht be-
sonders aussagekräftig waren.
Nach der Einführung der neuen
preußischen Städteordnung
wurde erstmals am 11. Septem-
ber 1842, an einem Sonntag,
nach dem Gottesdienst, eine
Stadtverordnetenwahl durchge-
führt. Demokratisch war sie
nicht, denn das aktive und pas-
sive Wahlrecht war gebunden
an Eigentum und Besitz. Von
den damals 3649 Einwohnern
der Stadt waren 314 stimmbe-
rechtigt und 197 wählbar,
selbstverständlich alles Männer
und zumeist Angehörige freier

Berufe bzw. Kaufleute und Fa-
brikanten. Parteien gab es noch
nicht. Erst die Revolution von
1848 brachte Bewegung in das
politische Leben, nicht zuletzt
durch die Gründung politischer
Vereine, die Urzellen späterer
Parteien. Die erste Wahl zu ei-
ner deutschen Nationalver-
sammlung, die eine Verfassung
ausarbeiten sollte, wurde zu-
mindest in indirekter Form
möglich. In Lüdenscheid lief
das Verfahren so ab: Am 1. Mai
1848 wählten die Wahlberech-
tigten sogenannte Wahlmänner,
mehrheitlich Unternehmer, Be-
amte und andere Honoratioren.
Die Wahlmänner des Kreises
Altena trafen sich drei Tage
später in einem Lüdenscheider
Lokal. Jeder von ihnen durfte
einen bis drei Namen auf einen
Zettel schreiben, denn es gab
gar keine vorher festgelegten
Kandidaten. Bei der Diskussion
einigte man sich schließlich auf
einen Pfarrer aus Altena, der
sich bei der am 10. Mai in Olpe
durchgeführten Abgeordneten-
wahl als Parlamentsmitglied
unseres Wahlkreises durchset-
zen konnte.

Interessant sind diese Vorgänge
allenfalls für die Untersuchung
des zeitgenössischen politi-
schen Bewusstseins. Eine Ant-

wort auf die Frage nach politi-
schen Präferenzen oder Abnei-
gungen geben sie nicht. Und so
sind wir darauf angewiesen, uns
im Folgenden auf diejenigen
Wahlverfahren zu konzentrie-
ren, die genau diese Frage be-
antworten können. Die erste
Wahl, die man in diesem Sinne
als aussagekräftig, weil einiger-
maßen demokratisch organisiert
bezeichnen könnte, war die
Wahl zum Reichstag des Nord-
deutschen Bundes im Februar
1867. In Lüdenscheid standen
damals insgesamt drei Männer
zur Wahl: Der Liberale Albert
Florschütz, der konservative
Arnsberger Regierungspräsi-
dent Heinrich Wilhelm von
Holtzbrinck und der Sozialde-
mokrat Wilhelm Hasenclever.
Von ungefähr tausend Stimmen
entfielen mehr als zwei Drittel
auf den liberalen Kandidaten,
woran die Stärke des zeitgenös-
sischen Liberalismus in der
Stadt deutlich wurde. Man
muss im Übrigen festhalten,
dass in dieser Wahl sowie in al-
len weiteren Wahlen bis zum
Ersten Weltkrieg offiziell Perso-
nen gewählt wurden und nicht
etwa Parteien, denen sich diese
Personen zuordnen ließen. In
der Praxis trat später allerdings
mehr und mehr das sich ent-
wickelnde Parteiensystem zum
Vorschein.

Wir beschränken uns nun auf
eine kurze Betrachtung der
Reichstagswahlen in Lüden-
scheid von 1871 bis 1912. Das
hat folgenden Grund: Zwar
wurden auch in regelmäßigen
Abständen Wahlen zum preußi-
schen Landtag und zur Stadt-
verordnetenversammlung
durchgeführt, doch diese unter-
lagen dem sogenannten Drei-
klassenwahlrecht, das heißt, die
jährliche Steuerleistung eines
Mannes bestimmte darüber, in
welcher „Klasse“ er wählen
durfte, anders ausgedrückt, wie
viel seine Stimme jeweils wert
war. Die Problematik, die darin
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Wandel und Kontinuität politischer Lager im Spiegel der Reichs- und Bundestagswahlen

Dietmar Simon

Annonce des Wahlvereins der Fortschrittlichen Volkspartei im „Lüdenscheider Wochenblatt“ vom 7. 12. 1881,
worin für den Reichstagskandidaten Dr. Paul Langerhans geworben wurde
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Ergebnis einer Stichwahl zum Reichstag in der Stadt Lüdenscheid, wie es im „Altenaer Kreisblatt“ am 1. 2. 1912 mitgeteilt wurde.
Erkennbar sind Zuschnitt und Größe der damaligen Stimmbezirke.
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steckt, lässt sich schon an einem
Beispiel zeigen: Im Jahre 1898
hatten 4667 Männer in Lüden-
scheid das Recht zur Teilnahme
an den Reichstagswahlen, aber
nur gut die Hälfte davon, näm-
lich 2636, hatten auch das kom-
munale Wahlrecht. Und von
diesen 2636 Wahlberechtigten
entfielen 95 Prozent auf die
Steuerklasse mit den geringsten
Steuerleistungen, also auf die
ärmere Gruppe, 4,4 Prozent auf
die zweite und 0,6 Prozent auf
die erste Steuerklasse. Jede
Steuerklasse wählte übrigens
jeweils ein Drittel des kommu-
nalen Parlamentes. Man kann
sich denken, dass diese Unge-
rechtigkeit zu heftigen Ausein-
andersetzungen führte. Diese
aber sind hier nicht unser Thema.

Richten wir also den Blick auf
die Reichstagswahlen in Lüden-
scheid, obwohl man auch in
diesem Fall einen weiteren Hin-
weis machen muss: Bei der
letzten einigermaßen demokra-
tischen Wahl während des Kai-
serreiches, die 1912 stattfand,
gab es 7259 wahlberechtigte
Einwohner in der Stadt. Das
waren etwa 22,5 Prozent von al-
len Menschen, die damals über-
haupt in Lüdenscheid lebten.
Man kann also davon ausgehen,

dass die Zahlen nur ein Fünftel
bis ein Viertel der städtischen
Bevölkerung repräsentieren.
Trotzdem ergibt sich daraus ein
sozialwissenschaftlich einiger-
maßen sauberes Bild.

Man kann an der vorliegenden
Übersicht zu den Reichstags-
wahlergebnissen in Lüden-
scheid von 1871 bis 1912 einige
auffällige Dinge erkennen. Zum
einen wird ganz deutlich, wie
groß die Übermacht des politi-
schen Liberalismus in dieser
Stadt zu Beginn des Kaiserrei-
ches war. Diese politische Rich-
tung war damals (wie auch
noch in der Weimarer Republik)
in zwei Flügel gespalten. Die
Nationalliberalen, politisch
weiter rechts stehend, unter-
stützten die Politik der konser-
vativen Reichsregierung unter
Kanzler Bismarck, die Linksli-
beralen, die sich zum größten
Teil in der Freisinnigen Partei
zusammenfanden, opponierten
dagegen und traten für größere
bürgerliche Freiheiten ein. Die
Rechtsliberalen hatten bis Mitte
der 1880er Jahre ungefähr ein
Viertel der Lüdenscheider Wäh-
lerklientel hinter sich, die
Linksliberalen sogar zwei Drit-
tel, in einer Ausnahmesituation
sogar drei Viertel aller Stim-

men. Zusammengenommen
waren das 90 bis 100 Prozent.
Die Bedeutung dieser Größe
wird einem erst dann richtig
klar, wenn man Vergleiche an-
stellt, zum Beispiel mit dem
Reichsdurchschnitt, wo beide
liberalen Richtungen als politi-
sche Interessenvertretungen des
Bürgertums zusammen auch
sehr stark waren, aber gemein-
sam ‚nur’ auf etwa 40 bis 45

Flugblatt der Zentrumspartei „An die Reichstagswähler 
von Lüdenscheid-Stadt und –Land“ vom Juni 1920

Wahlplakat der Deutschen
Volkspartei von 1924. Die DVP
war damals die stärkste bür-
gerliche Partei in Lüdenscheid



Prozent der Stimmen kamen.

Woran lag diese lokale Über-
macht des Liberalismus? Einer-
seits sicher daran, dass es eine
entsprechende jahrzehntelange
Tradition gab, die sich auch an

Familien und politisch Aktiven
festmachte. Der politische Kon-
servativismus hatte in Lüden-
scheid keine Chance, auch
wenn man hinzufügen muss,
dass die Lüdenscheider Natio-
nalliberalen gesellschaftspoli-

tisch konservative Ansichten
vertraten. Die dritte große poli-
tische Richtung, der politische
Katholizismus, der sich in der
Zentrumspartei organisierte,
hatte im traditionell protestanti-
schen Lüdenscheid ebenfalls ei-
nen schweren Stand und ent-
wickelte sich erst zur Jahrhun-
dertwende hin auf ein konstan-
tes Niveau von etwa 8 bis 9 Pro-
zent der Wählerstimmen.

In der Mitte der 1880er Jahre
fand dann ein Umbruch statt.
Binnen weniger Monate ent-

stand in Lüdenscheid unter den
an sich dafür nicht gerade för-
derlichen Bedingungen des So-
zialistengesetzes eine immer
stärker werdende sozialdemo-
kratische Wählerklientel. Wäh-
rend der Kandidat der Sozialde-
mokratischen Partei 1881 noch
keine einzige Stimme erhalten
hatte, gab es 1890 bereits über
1000 Anhänger der politisch
unterdrückten Sozialdemokra-
tie. Das entsprach einem Wäh-
leranteil von über einem Drittel.
Diese Entwicklung macht deut-
lich, wie sehr die Stadt in der

Phase der Hochindustrialisie-
rung und des sich entwickeln-
den Obrigkeitsstaates von einer
selbstbewusster werdenden 
Arbeiterschaft geprägt war. 
Die Politisierung der Bevölke-
rung war in ganz erheblichem
Maße von lokalen Organisatio-
nen und von einer Teilnahme
am öffentlichen Leben abhän-
gig. Beide Faktoren gewannen
im Laufe der Zeit an Bedeu-
tung, und so ist es auch nicht
verwunderlich, dass die Beteili-
gung an den Reichstagswahlen
von 1871 bis 1912 kontinuier-
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Eine „Wahl“ für „Freiheit und Frieden“? - Stimmzettel zur sogenannten Wahl 
des Reichstags im April 1938

Wahlplakat der SPD zur Reichstagswahl von 1930, die der NSDAP
und der KPD starke Gewinne in Lüdenscheid brachte



lich stark anstieg. Am Vorabend
des Ersten Weltkrieges war 
Lüdenscheid ganz eindeutig
von einer Hochburg des fort-
schrittlichen Liberalismus zu

einer Domäne der sozialdemo-
kratischen Arbeiterbewegung
geworden. Eine Gegenüberstel-
lung der Stimmenanteile der 
Liberalen insgesamt und der 

Sozialdemokratie zeigt diesen 
Prozess deutlich.

Dies war die Ausgangsposition
für die lokale Wahlentwicklung
in der Weimarer Republik, dem
ersten wirklich demokratischen
Staat auf deutschem Boden. Es
ist allgemein bekannt, wie ver-
wirrend und komplex die allge-
meinpolitische Entwicklung in
Deutschland zwischen dem Er-
sten Weltkrieg und der national-
sozialistischen Diktatur war. In
Lüdenscheid, einer Stadt, deren
Wahlentwicklung derjenigen in
einer industriellen Großstadt
ähnelte, war das nicht grund-
sätzlich anders.

Im Überblick zeigt die Wahlent-
wicklung der Weimarer Zeit
zwei markante Einschnitte, je-
weils am Anfang und am Ende
der zwanziger Jahre. Die
Reichstagswahl von 1920
brachte ein Ergebnis, das die lo-
kalen Tendenzen der Kaiserzeit
abbrach: Der Kräftezuwachs
der Sozialdemokratie war zu
Ende, und das Stärkeverhältnis
von Links- und Rechtslibera-
lismus kehrte sich um. Die DVP
legte in dieser Stadt während
der Inflationszeit kräftig zu und
stellte damit zeitweise den
wichtigsten Orientierungsrah-
men für das städtische Bürger-
tum dar. Immerhin war Lüden-
scheid noch 1924 eine der Städ-
te mit dem höchsten Stimmen-
anteil der Liberalen in Deutsch-
land. Auf der linken Seite des
Parteienspektrums kam es jetzt
auch hier zu einer Spaltung der
Arbeiterbewegung in die SPD,
die USPD und mit etwas Verzö-
gerung auch die KPD, die erst-
mals bei der preußischen Land-
tagswahl im Februar 1921 an-
trat und auf Anhieb etwa zehn
Prozent der Stimmen erhielt.

Betrachtet man dagegen die
Wahlentwicklung der Zen-
trumspartei, so fällt die außer-
ordentliche Stabilität ihrer
Wählerklientel auf, die auf ein
konsistentes katholisches Mi-
lieu in der protestantischen Um-
gebung hindeutet. Etwas Neues
in der Weimarer Zeit war hinge-
gen, dass seit der großen Krise
um 1923 ein definitiv konserva-
tives Lager Fuß fasste, dessen
politische Vorstellungen im We-
sentlichen autoritäre Konzepte
enthielten. Die DNVP erhielt
seit 1924 Stimmenanteile von
über zehn Prozent. Seite 1930
trat der Evangelische Volks-
dienst hinzu, der andernorts
Christlich-Sozialer Volksdienst
hieß und eine Abspaltung von
der DNVP war. Diese Partei
schnitt hier deutlich besser ab
als im Reichsdurchschnitt.

Den zweiten markanten Ein-
schnitt der Wahlentwicklung
markiert die Reichstagswahl
des Jahres 1930. Sie halbierte
den Stimmenanteil der Libera-
len und ließ den der NSDAP
empor schnellen. Auf der ande-
ren Seite des politischen Spek-
trums steigerte sich die Kom-

munistische Partei nach einem
Zwischentief auf überdurch-
schnittliche Werte. Bei der er-
sten Wahl des Jahres 1932 wur-
den die Nationalsozialisten, bei
der zweiten Wahl die Kommu-
nisten am häufigsten in Lüden-
scheid gewählt. Während die
Wahlerfolge der NSDAP abso-
lut gesehen zwar auch hier im-
mens waren, doch im Vergleich
zu anderen Städten und vor 
allem ländlichen Gegenden
unterdurchschnittlich, avancier-
te die KPD in der Zeit der gro-
ßen Arbeitslosigkeit zu einer
Partei, die zeitweise über ein
Viertel der Bevölkerung hinter
sich brachte, eine Entwicklung,
die heute aus dem kollektiven
Gedächtnis der Bevölkerung
weitgehend verschwunden ist.
Die letzte Wahl, die noch unter

einigermaßen demokratischen
Bedingungen stattfinden konn-
te, brachte für die NSDAP noch
im März 1933 nur ein knappes
Drittel der Wählerstimmen,
während SPD und vor allem
KPD in dieser angespannten Si-
tuation noch verhältnismäßig
große Stimmenanteile behiel-
ten.

Blickt man im Übrigen auf die
Wahlbeteiligung in der Zeit der
Weimarer Republik, so ist fest-
zuhalten, dass diese immer bis
auf 1928 sehr hoch lag, auch im
Vergleich zum Landesdurch-
schnitt. Von einer Politikmüdig-
keit der Bevölkerung wird man
also nicht sprechen können,
auch wenn insgesamt natürlich
die Zahl der Gegner des demo-

kratischen Systems auch hier
kontinuierlich anstieg.

Für eine detaillierte Analyse ist
hier nicht der geeignete Ort,
doch es soll zumindest auch ein
kleiner graphischer Eindruck
davon vermittelt werden, dass
sich das Wahlverhalten der Lü-
denscheider Bevölkerung nach
dem Ersten Weltkrieg zwar in
seinen großen Tendenzen der
allgemeinen Entwicklung ange-
passt hatte, anstatt Sonderwege
zu beschreiten wie im Kaiser-
reich, doch einzelne Entwik-
klungen bemerkenswert bleiben.

Die NSDAP erzielte in Lüden-
scheid unterdurchschnittliche
Ergebnisse. Überhaupt konnte
die Stadt auch nach 1933 nicht
gerade als eine sichere Bastion

der Nationalsozialisten gelten,
was durch die Entstehung grö-
ßerer Widerstandszirkel von So-
zialdemokraten und Kommuni-
sten belegt wird. Auf der ande-
ren Seite zeigt sich auch die re-
lative Stärke von SPD und KPD
während der Zeit der Weimarer
Republik. Fragt man nach der
Herkunft der Stimmen für die
NSDAP, so ist klar erkennbar,
dass diese zu einem großen Teil
aus dem ehemals liberalen La-
ger kamen sowie aus dem der
vormaligen Nichtwähler und
weniger aus dem Lager derjeni-
gen, die ansonsten die Parteien
der Linken gewählt hatten, ge-
schweige denn aus dem katholi-
schen Bevölkerungsanteil der
Stadt.

Konrad Adenauer auf einem Wahlplakat der CDU von 1957. Bei
dieser Wahl errang die Union ihren bislang größten Stimmen-
anteil in Lüdenscheid

Willy Brandt auf einem Wahlplakat der SPD von 1969.
Bei dieser Wahl errangen die Sozialdemokraten einen Stimmen-
anteil von fast fünfzig Prozent in Lüdenscheid

Wahlplakat der „Grünen“ zur Bundestagswahl von 1983.
In Lüdenscheid blieb die Partei damals noch unter 5 Prozent der
abgegebenen Stimmen
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Nach dem Ende der nationalso-
zialistischen Diktatur begann

eine neue Phase der politischen
Entwicklung. Einige Parteien

entstanden neu, andere, die es
auch vor 1933 schon gab, wur-
den wiedergegründet. Was bei
den Bundestagswahlen im
Unterschied zu den Wahlen in
der Weimarer Zeit sofort auf-
fällt, ist eine außerordentliche
Kontinuität der Entwicklung.
Man kann dabei auch beobach-
ten, dass das politische Leben in
der Stadt (wie auch schon vor
1933) sehr stark von überregio-
nalen Entwicklungen geprägt
war und ist und lokale Be-
sonderheiten allenfalls noch bei
den Größenverhältnissen der
politischen Lager eine Rolle
spielen.
Im Hinblick auf das Wahlsy-
stem gab es in dieser Zeit deut-
liche Unterschiede zu den vor-
angegangenen Abschnitten.
Zum einen haben die Wahlbe-
rechtigten bei den Bundestags-
wahlen sowohl eine Erst- als
auch eine Zweitstimme (für das
Folgende wurden nur die
Zweitstimmenergebnisse heran-
gezogen). Zum anderen änderte
sich die Wahlkreiseinteilung im
Unterschied zur Zeit des Kai-
serreiches und zur Zeit der Wei-
marer Republik sehr häufig,
was aber an dieser Stelle keine
Rolle spielt. Das aktive Wahl-
recht hatten im Kaiserreich nur
Männer ab 25 Jahren, in der
Zeit der Weimarer Republik
beide Geschlechter ab 21 Jah-
ren. In der Bundesrepublik wur-
de das Wahlalter 1975 auf 18
Jahre herabgesetzt.
Die Übersicht über die Ent-
wicklung der Bundestagswahl-

ergebnisse in Lüdenscheid zeigt
schnell, dass die großen Par-
teien CDU, FDP und SPD von
1949 an dominieren. Das über-
rascht keinen. Neben ihnen gab
es stets einige kleine und klein-
ste Parteien von unterschied-
licher Lebensdauer. Als vierte
größere Partei etablierten sich
dann aber auch hier seit den
achtziger Jahren die Grünen. In
der Kategorie der „sonstigen“
Parteien gab es zunächst bei
den ersten Bundestagswahlen
nach der Staatsgründung größe-
re Werte – wie im gesamten
Bundesgebiet auch. Darin ent-
halten waren zum Beispiel die
Stimmen für die wiedergegrün-
dete und 1956 verbotene KPD
oder für den „Block der Hei-
matvertriebenen und Entrechte-
ten“ (BHE). In den sechziger
Jahren kam auch hier ein gewis-
ser Aufschwung der rechtsex-
tremen NPD hinzu. In den sieb-
ziger und achtziger Jahren aber
teilten sich die größeren Par-
teien das Feld fast völlig unter
sich auf. Das erstmalige Auftre-
ten der Grünen nach 1980 lässt
sich hinzurechnen. Erst nach
der Wiedervereinigung gewin-
nen die kleineren Parteien auch
in Lüdenscheid wieder etwas an
Gewicht, vor allem die rechts-
extremen Republikaner sind da-
zu zu rechnen.

Insgesamt aber folgt die Wahl-
entwicklung in Lüdenscheid
von seinen generellen Tenden-
zen – damit meine ich quasi die
Kurvenverläufe – dem Gesamt-
bild. Unterschiedlich ist aller-
dings das Niveau, auf dem sich
die größeren Parteien im Ver-
gleich zum Bundesdurchschnitt
bewegen: Die SPD und die FDP
erhielten in Lüdenscheid immer
höhere Stimmenanteile, die
CDU und seit 1983 die Grünen
immer niedrigere Stimmenan-
teile. Dies könnte man zweifel-
los soziologisch erklären. Es
spiegelt sich darin zum Beispiel
die soziale Struktur der Indu-
striestadt Lüdenscheid wider,
auch eine weitgehend wirt-
schaftsliberale Tradition inner-
halb bürgerlicher Bevölke-
rungsschichten.

Blickt man von dieser Stelle aus
noch einmal zurück, so haben
wir es bei der Geschichte der
politischen Wahlen zu deut-
schen Nationalparlamenten mit
drei unterschiedlichen Phasen
zu tun: Die Wahlen zum deut-
schen Reichstag während der
Kaiserzeit waren davon be-
stimmt, dass spezifische lokale
Voraussetzungen zu einer sehr
individuellen lokalen Wahlent-
wicklung führten, auch wenn

man zugestehen muss, dass
selbstverständlich auch die Po-
litik auf der nationalen Ebene
bei jedem Wahlgang eine wich-
tige Rolle spielte. Die Reichs-
tagswahlen während der Wei-
marer Republik spiegelten poli-
tische Verwerfungen wider, die
mit spezifischen lokalen Ver-
hältnissen immer weniger zu
tun hatten. Dennoch gab es von
1919 bis 1933 Lüdenscheider
Besonderheiten. Die Bundes-
tagswahlen seit 1949 erbrachten
Ergebnisse in dieser Stadt, die
bis auf graduelle Unterschiede
keineswegs mehr aus dem Rah-
men fallen. Die Politik ist,
wenn man so will, „entlokali-
siert“ worden und findet in der
Wahrnehmung der Menschen
nicht mehr in Lüdenscheid,
sondern in Bonn (früher) bzw.
Berlin (heute) statt. Das ist zu-
gegebenermaßen eine gewisse
Vereinfachung, doch auffälli-
gerweise korrespondiert sie mit
der Beobachtung, dass in den
vergangenen Jahren die Wahl-
beteiligung gesunken ist – bei
den Bundestagswahlen seit
1990 zumeist auf unter 80 Pro-
zent, bei Landtags- und Kom-
munalwahlen in Lüdenscheid
auf ein noch geringeres Niveau,
auf teilweise weniger als 50
Prozent nämlich (wie bei den
letzten beiden Kommunal-
wahlen in den Jahren 1999 und
2004). Das hat es ansonsten nur
zu Beginn der Geschichte der
politischen Wahlen gegeben, im
zweiten Drittel des 19. Jahrhun-
derts nämlich, als die Menschen
sich erst noch daran gewöhnen
mussten, dass sie ein Wahlrecht
erhalten hatten.

Anmerkung: Bei dem Text han-
delt es sich um die etwas über-
arbeitete Fassung eines Vortra-
ges, der im Stadtmuseum 
Lüdenscheid am 24. September
2002 im Rahmen der Veranstal-
tungsreihe „50 Jahre Heimat-
verein Lüdenscheid“ gehalten
wurde. Im Sinne der Lesbarkeit
und entsprechend dem Vortrags-
charakter des Textes wird an 
dieser Stelle auf Nachweise in 
Form von Fußnoten verzichtet. 
Stattdessen sei verwiesen auf 
Dietmar Simon: Politische 
Milieus in städtischer Gesell-
schaft. Ein wahlstatistischer
Überblick zur neueren 
Geschichte der Stadt Lüden-
scheid, in: Der Märker 39
(1990), S. 207-215, sowie ders.:
Arbeiterbewegung in der 
Provinz. Soziale Konflikte und
sozialistische Politik in Lüden-
scheid im 19. und 20. Jahrhun-
dert, Essen 1995.

In die Industriestadt Lüdenscheid entstand die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) erst
mit einiger Verspätung (hier ein Plakat zur Reichstagswahl vom Juni 1920), fand dann aber bis
1933 einen beachtlichen Wähleranhang.

Bei der Wahl zur deutschen Nationalversammlung im Januar
1919 hatten erstmals auch Frauen das Wahlrecht. Um diese Klien-
tel warben auch die politischen Parteien, wie dieses Plakat der
Deutschen Demokratischen Partei (DDP) zeigt, die in Lüden-
scheid einen beachtlichen, aber vorüber gehenden Erfolg erzielte.
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